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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER nach § 76 Abs. 2 GOLT 
 
 
 

Die Fraktion FREIE WÄHLER hat mit Schreiben vom 16. März 2022 beantragt, folgenden Punkt 

gemäß § 76 Abs. 2 GOLT auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen: 

 

„Änderung der Teststrategie an Schulen und Regelungen für Kitas“. 

 

Begründung: 

 

Regelmäßige Testungen sind auch weiterhin ein hilfreiches Mittel zur Eindämmung des Infektionsge-

schehens. So werden seit Monaten Schülerinnen und Schüler regelmäßig auf das Coronavirus SARS-

CoV-2 getestet - zuletzt galt für nicht-immunisierte Schülerinnen und Schüler, dass sie sich dreimal pro 

Woche auf das Coronavirus testen lassen müssen, um am Präsenzunterricht teilzunehmen. Wie aus 

einer Pressemitteilung des Bildungsministeriums vom 2. März 2022 hervorgeht und der SWR am 

14. März 2022 berichtete, wird das Testkonzept „Einsatz von Antigen-Selbsttests für Schülerinnen und 

Schüler an Schulen in Rheinland-Pfalz“ ab dem 14. März 2022 angepasst. So sollen die anlasslosen 

Testungen von drei Tests pro Schulwoche auf zwei reduziert werden; bei Auftreten einer Infektion mit 

dem Coronavirus gilt weiterhin, dass die Lerngruppe an fünf aufeinanderfolgenden Schultagen getestet 

wird. Die Maßnahme gelte zunächst bis zu den Osterferien, die am 13. April 2022 beginnen.  

 

Für rheinland-pfälzische Kindertagesstätten gibt es hingegen keine verbindliche Teststrategie und diese 

bisherige Regelung bleibt erhalten. Dort wird weiterhin auf freiwillige Testungen gesetzt und Kitas, die 

sich für das regelmäßige Testen der Kinder (die Einwilligung der Eltern vorausgesetzt) entscheiden, 

sind vielerorts auf die Unterstützung mobiler Testteams angewiesen.  

 

Die Landesregierung wird dazu um Berichterstattung gebeten. Insbesondere geht es um die Fragen, in 

welchem Umfang sich das Land an den Kosten für die Tests an Kitas und Schulen beteiligt und ob die 

Kostenübernahme bis zu den Osterferien sowohl für die Schulen als auch für die Kitas in Rheinland-

Pfalz sichergestellt wird. 


